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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. September 1966 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf einer Bundes-Apothekerordnung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hal in seiner 295. Sitzung am 3. Juni 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf einer Bundes-Apothekerordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Apotheker ist berufen, die Bevölkerung ord- 
nungsgemäß mit Arzneimitteln zu versorgen. Er 
dient damit der Gesundheit des einzelnen Menschen 
und des gesamten Volkes. 

§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
Apothekerberuf ausüben will, bedarf der Bestallung 
als Apotheker. 

(2) Die vorübergehende Ausübung des Apothe- 
kerberufs im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist 
auch auf Grund einer Erlaubnis zulässig. 

(3) Ausübung des Apothekerberufs ist die Aus- 
übung einer pharmazeutischen Tätigkeit, insbeson- 
dere die Entwicklung, Herstellung, Prüfung oder 
Abgabe von Arzneimitteln unter der Berufsbezeich- 
nung „Apotheker“ oder „Apothekerin“, 

§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Apotheker“ oder „Apo- 
thekerin“ darf nur führen, wer als Apotheker be- 
stallt oder nach § 2 Abs. 2 zur vorübergehenden 
Ausübung des Apothekerberufs befugt ist. 

§ 4 

(1) Die Bestallung als Apotheker ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die Recht- 
stellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 269) ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich seine Unwürdig- 
keit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Apothekerberufs ergibt, 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen oder körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht zur Ausübung des Apotheker- 
berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

5. nach einem Studium der Pharmazie von 
mindestens drei Jahren die pharmazeu- 
tische Prüfung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes bestanden und eine praktische 
Ausbildung von mindestens eineinhalb 


Jahren im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes abgeschlossen hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
Apothekerberufs gilt als Ausbildung im Sinne der 
Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 5 
nicht erfüllt, so kann die Bestallung als Apotheker 
erteilt werden, wenn der Antragsteller im Ausland 
eine abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung 
des Apothekerberufs erworben hat und die Gleich- 
wertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so darf die Bestallung als Apotheker 
nur erteilt werden, wenn dies im öffentlichen Inter- 
esse liegt oder die Versagung eine außergewöhn- 
liche Härte darstellen würde und der Antragsteller, 
sofern er zugleich die Voraussetzung nach Absatz 1 
Nr. 5 nicht erfüllt, im Ausland eine abgeschlossene 
Ausbildung für die Ausübung des Apothekerberufs 
erworben hat und die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes gegeben ist. 

(4) Soll die Erteilung der Bestallung wegen Feh- 
lens einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 3 
und 4 abgelehnt werden, so ist der Antragsteller 
oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachtes einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Apothekerberufs ergeben kann, ein 
Strafverfahren eingeleitet, so kann die Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis 
zur Beendigung des Verfahrens ausgesetzt werden. 

§ 5 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Bestallungsordnung für Apotheker 
die Mindestanforderungen an die Ausbildung, das 
Nähere über die pharmazeutische Prüfung und die 
Bestallung sowie die Prüfungsgebühren. 

§ 6 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 nicht Vorgelegen hat 
oder die pharmazeutische Prüfung nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 nicht bestanden war. 

(2) Die Bestallung ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich eine der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 weggefallen ist. 
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§ 7 

(1) Die Bestallung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn bei ihrer Erteilung die Voraussetzung 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht Vorgelegen hat 
oder die praktische Ausbildung nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. v5 nicht abgeleistct war. 

(2) Die Bestallung kann widerrufen werden, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 4 Abs. 2 oder 3 erteilte Bestal- 
lung kann auch zurückgenommen werden, wenn 
eine der nicht auf § 4 Abs. 1 Satz 1 bezogenen Vor- 
aussetzungen nicht Vorgelegen hat. 

§ 8 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Apotheker wegen des Ver- 

dachts einer strafbaren Handlung, aus der 
sich seine Unwürdigkeit oder Unzuver- 
lässigkeit zur Ausübung des Apotheker- 
berufs ergeben kann, ein Strafverfahren 
eingeleitet ist, i 

2. eine der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 nicht mehr gegeben ist oder 

3. Zvv eifei bestehen, ob die Voraussetzun- 
gen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 noch : 
erfüllt sind und der Apotheker sich wei- I 
gert, sich einer von der zuständigen Be- 
hörde angeordneten amts- oder fachärzt- 
lichen Untersuchung zu unterziehen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, v/enn ihic^ 
Voraussetzungen nicht mehr vorlicgen. 

(3) Der Apotheker, dessen Bestallung ruht, darf 
den Apothekerberuf nicht ausüben. 

§ 9 

Der Apotheker oder sein gesetzlicher Vertreter 
ist in den Fällen der §§ 6, 7 und 8 Abs. 1 vor der 
Entscheidung zu hören. 

§ 10 

Auf die Bestallung kann durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedin- 
gung erklärt wird, ist unwirksam. 

§ 11 

(1) Eine Erlaubnis zur Ausübung des Apotheker- 
berufs nach § 2 Abs. 2 kann auf Antrag Personen 
erteilt werden, die eine abgeschlossene Ausbildung 
für den Apothekerberuf nachweisen. 

(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätig- 
keiten beschränkt und darf nur widerruflich und 


nur für einen Zeitraum bis zu zwei Jahren erteilt 
werden; sie kann einmal für einen Zeitraum von 
nicht mehr als zwei Jahren verlängert werden. Per- 
sonen, denen die Erlaubnis erteilt worden ist, haben 
im übrigen die in Vorschriften des Bundesrechts 
begründeten Rechte und Pflichten eines Apothekers. 

§ 12 

(1) Die Bestallung erteilt in den Fällen des § 4 
Abs. 1 Satz 1 die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller die pharmazeutische Prü- 
fung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§ 6 bis 8 
und 11 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem der Antragsteller oder Apotheker 

1. seinen Wohnsitz hat oder, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz be- 
gründen will oder, 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
seinen Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 sowie § 7 Abs. 3 sollen nur im 
Benehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen getroffen werden. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Apotheker bestallt oder nach § 2 
Abs. 2 zur Ausübung des Apothekerberufs 
befugt zu sein, die Berufsbezeichnung „Apothe- 
ker" oder „Apothekerin" führt, 

2. den Apothekerberuf ausübt, solange durch 
vollziehbare Verfügung das Ruhen der Bestal- 
lung angeordnet ist. 

§ 14 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des Apothekerberufs berech- 
tigt, gilt als Bestallung im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Eine widerrufliche Gestattung der Ausübung 
des Apothekerberufs nach § 3 Abs. 1 der Reichs- 
apothekerordnung vom 18. April 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 457) gilt mit ihrem bisherigen Inhalt 
als Erlaubnis im Sinne des § 2 Abs. 2. 

(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sind 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Vorschriften der Prüfungsord- 
nung für Apotheker vom 8. Dezember 1934 (Reichs- 
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ministerialblatt S. 769) anzuwenden. In der Rechts- 
verordnung nach § 5 sind die erforderlichen Über- 
gangsregelungen für die Personen zu treffen, die zu 
dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt die pharmazeu- 
tische Ausbildung begonnen haben. 

§ 15 

Das Gesetz über das Apothekenwesen vom 
20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 697) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die deutsche Bestallung als Apotheker be- 
sitzt oder wenn ihm eine Erlaubnis nach 
§ 2 Abs. 2 der Bundes-Apothekerordnung 
erteilt und die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist;'b 

2. § 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. durch Rücknahme oder Widerruf der Bestal- 
lung als Apotheker, durch Verzicht auf die 
Bestallung oder durch Widerruf der Erlaub- 
nis nach § 2 Abs. 2 der Bundesapotheker- 
ordnung;", 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach § 2 nicht Vorgelegen hat. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. i, 2, 4, 6 oder 7 weggefallen ist oder 
der Erlaubnisinhaber Rechtsgeschäfte oder Ab- 
sprachen getroffen hat, die gegen § 9 Abs. i, 
§§ 10 oder 11 verstoßen." 

4. § 9 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. wenn und solange der Verpächter im Besitz 
der Erlaubnis ist und die Apotheke aus 
einem in seiner Person liegenden wichtigen 
Grund nicht selbst betreiben kann oder die 
Erlaubnis wegen des Wegfalls einer der 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
widerrufen oder durch Widerruf der Bestal- 
lung wegen des Wegfalls einer der Voraus- 
setzungen nach § 4 Abs. 1 Satz i Nr. 4 der 
Bundes-Apothekerordnung erloschen ist;". 


5. § 9 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach Absatz 2 erteilte Erlaubnis ist 
zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht Vor- 
gelegen hat; sie ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich eine dieser Voraussetzungen weggefal- 
len ist. § 4 bleibt unberührt." 

6. § 14 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht Vorgelegen hat. Die Erlaub- 
nis ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine 
dieser Voraussetzungen weggefallen ist oder 
der Erlaubnisinhaber oder seine Beauftragten 
den Vorschriften dieses Gesetzes, der auf Grund 
des § 21 erlassenen Rechtsverordnung oder den 
für die Herstellung von Arzneimitteln oder den 
Verkehr mit diesen erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten gröblich oder beharrlich zuwiderhandeln." 


§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Uberlcitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 17 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1967 in Kraft. 

§ 18 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft; 

1. §§ 1 bis 3, 23, 25, 27, 30 bis 32 Abs. 1 der 
Reichsapothekerordnung vom 18. April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 457), 

2. die Bestallungsordnung für Apotheker vom 
8. Oktober 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1118), 

3. § 1 Abs. 3 der Zweiten Verordnung zur 

Durchführung der Reichsapothekerordnung 
vom 26. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 347). 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Von der Reichsapothekerordnung vom 18. April 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 457) sind heute nur noch 
die Vorschriften über die Zulassung zum Apothe- 
kerberuf als fortgeltendes Bundesrecht in Kraft. Die 
Vorschriften über die berufsständische Organisation 
und die Berufsgerichtsbarkeit sind durch landes- 
rechtliche Regelungen ersetzt worden. Die Bedeu- 
tung des Apothekerberufes für die Allgemeinheit, 
die im Gesetz über das Apothekenwesen vom 
20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 697) und im 
Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln vom 
16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz über die Werbung auf dem 
Gebiete des Heilwesens vom 11. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 604), Ausdruck gefunden hat, macht 
es notwendig, die Zulassung zu dem Beruf auf eine 
neue Rechtsgrundlage zu stellen und die Vorausset- 
zungen für den Erwerb einer Bestallung als Apothe- 
ker in einer den heutigen Erfordernissen entspre- 
chenden Weise zu regeln. Dabei soll auch die Mög- 
lichkeit für die Erteilung der Bestallung an Aus- 
länder sowie an Personen, die ihre Ausbildung zum 
Apotheker außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land erworben haben, geschaffen werden. 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden keine neuen Kosten. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift umreißt die Aufgabe des Apothekers. 
Sie kennzeichnet den Apothekerberuf als Heilberuf 
und hebt dessen Bedeutung für die Allgemeinheit 
hervor. Der Auftrag, die Bevölkerung ordnungsge- 
mäß mit Arzneimitteln zu versorgen, richtet sich an 
jeden Apotheker, der eine pharmazeutische Berufs- 
tätigkeit (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über das Apothe- 
kenwesen) ausübt. Unter der Arzneimittelversor- 
gung ist auch die Versorgung mit Arzneimitteln 
zu verstehen, die zur Anwendung beim Tier be- 
stimmt sind. 

Zu §§ 2 und 3 

§ 2 Abs. 1 übernimmt aus dem bisherigen Recht den 
Grundsatz, daß zur Ausübung des Apothekerberufs 
eine Bestallung als Apotheker notwendig ist. Die 
Bestallung berechtigt, eine pharmazeutische Berufs- 
tätigkeit unter der Berufsbezeichnung „Apotheker" 
oder „Apothekerin" auszuüben. Unter einer phar- 
mazeutischen Berufstätigkeit werden insbesondere 
die Entwicklung, Herstellung, Prüfung und Abgabe 
von Arzneimitteln in der Apotheke und in der phar- 
mazeutischen Industrie verstanden. 


Unabhängig davon sollen die Berufsbezeichnungen 
„Apotheker" und „Apothekerin" als solche ge- 
schützt werden (§ 3). 

§ 2 Abs. 2 soll eine vorübergehende Berufsaus- 
übung, etwa zu Fortbildungszwecken, zur Durchfüh- 
rung von Forschungsaufgaben auf Grund einer be- 
sonderen Erlaubnis ermöglichen. Die Forderung 
nach dem Erwerb einer Bestallung erscheint in sol- 
chen Fällen unbillig und unzweckmäßig. Die Mög- 
lichkeit zur Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung 
des Apothekerberufs bietet darüber hinaus eine 
Handhabe für Fälle, in denen die Erteilung der 
Bestallung nicht oder nicht kurzfristig möglich ist. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Bestallung. 

Absatz 1 

Die Vorschrift gibt den in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten 
Personen einen Rechtsanspruch auf die Bestallung, 
wenn sie die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 
bis 5 erfüllen. Wegen Artikel 12 GG ist es notwen- 
dig, die Nummer 5, die dem Gegenstand nach in der 
Bestallungsordnung für Apotheker vom 8. Oktober 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1118) enthalten ist, in das 
Gesetz selbst zu übernehmen. 

Die Nummern 1 bis 4 sind entsprechenden Vor- 
schriften bestehender Berufsordnungen anderer hö- 
herer Heilberufe nachgebildet. 

Nach bisherigem Recht ist Voraussetzung für die Er- 
teilung der Bestallung, daß der Bewerber nach einer 
zweijährigen Praktikantenzeit in der Apotheke die 
pharmazeutische Vorprüfung bestanden, nach einem 
sich daran anschließenden pharmazeutischen Stu- 
dium von mindestens sechs Halbjahren die pharma- 
zeutische Prüfung bestanden und danach ein weite- 
res Jahr praktische Tätigkeit in der Apotheke ab- 
geleistet. hat. Diese sechs Jahre betragende Gesamt- 
ausbildungszeit soll auf viereinhalb Jahre verkürzt 
werden. Dabei soll die vor dem Studium liegende 
Praktikantenzeit wegfallen und die sich an die phar- 
mazeutische Prüfung anschließende Kandidatenzeit 
um ein halbes Jahr auf eineinhalb Jahre verlängert 
werden. 

Die vor dem Studium in der Apotheke abzuleistende 
Praktikantenzeit hatte ihre Berechtigung, solange 
die Arzneimittel im wesentlichen in den Apotheken 
hergestellt wurden und der Apotheker seine vor- 
wiegend auf praktische Erfahrung beruhenden 
Kenntnisse an den Praktikanten weitergab. Da sich 
inzwischen auf dem pharmazeutischen Sektor ein 
grundlegender Wandel vollzogen hat und die Arz- 
neimittel heute hauptsächlich im industriellen Be- 
reich hergestellt werden, kann die Praktikantenzeit 
in dieser Form entfallen. Dafür soll einmal der wis- 
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senschaftliche Ausbildungsabschnitt an der Hoch- 
schule erweitert, insbesondere das wissenschaftliche 
Praktikum entsprechend dem Stand der pharmazeu- 
tischen Wissenschaft neu und umfassender gestaltet, 
zum anderen die sich an das Studium anschließende 
praktische Ausbildung um ein halbes Jahr verlän- 
gert werden. 

Da es aus allgemeinen bildungspolitischen Gründen 
bei der bisherigen Dauer des pharmazeutischen Stu- 
diums von drei Jahren verbleiben soll, muß der an 
der Hochschule zu bewältigende Lehrstoff gestrafft 
und ein Teil der Semesterferien zusätzlich für die 
Ausbildung genutzt werden. Während der sich an 
das Studium anschließenden praktischen Ausbildung 
soll der künftige Apotheker auf der Grundlage des 
intensivierten pharmazeutischen Studiums die Be- 
rufserfahrung sammeln, die er zur verantwortlichen 
Ausübung des Apothekerberufs in den verschiede- 
nen Bereichen benötigt. 

Wenn es entsprechend den Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrates zur Einführung des weiterführenden 
Studiums kommt, so wird im Zusammenhang mit 
Vorschlägen des Wissenschaftsrates auch zu ande- 
ren Heilbe^ufen geprüft und entschieden werden, in- 
wieweit das weiterführende Studium auf die prak- 
tische Ausbildung angerechnet werden kann. 

Ein Rechtsanspruch auf die Bestallung soll auch den 
Deutschen zustehen, die in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder im Sowjetsektor von 
Berlin eine abgeschlossene Ausbildung für die Aus- 
übung des Apothekerberufs erworben haben. Vor- 
aussetzung ist jedoch, daß der Ausbildungsstand 
des Antragstellers nicht unt^r dem im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geforderten Ausbildungsstand 
liegt. Dabei wird davon ausgegangen, daß er sich 
die ihm noch fehlenden Kenntnisse auch in der 
Bundesrepublik angeeignet haben kann. 

Absätze 2 und 3 

Die Absätze 2 und 3 enthalten im Gegensatz zu Ab- 
satz 1 Kannvorschriften. 

Nach bisherigem Recht darf eine Bestallung als 
Apotheker grundsätzlich nur einem Deutschen er- 
teilt werden, der die deutsche pharmazeutische Prü- 
fung bestanden und eine einjährige Kandidatenzeit 
in einer deutschen Apotheke abgeleistet hat. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift stellt es in das Ermessen der zuständi- 
gen Behörde, die Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung der Bestallung auszusetzen, während nach 
bisherigem Recht die Entscheidung ausgesetzt wer- 
den mußte. 

Zu § 5 

Gegenüber den entsprechenden Vorschriften der 
Reichsapothekerordnung ist die Ermächtigung zum 
Erlaß einer Bestallungsordnung aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen stärker konkretisiert. Einen 
wesentlichen Bestandteil der Bestallungsordnung 
werden die Vorschriften über die pharmazeutische 
Prüfung darstellen, die zur Zeit in der Prüfungs- 


ordnung für Apotheker vom 8. Dezember 1934 ent- 
halten sind. Das Ziel für die Ausbildung zum 
Apotheker wird einmal durch die Aufgabe be- 
stimmt, die dem Apotheker nach § 1 gestellt ist und 
zum anderen durch die Tätigkeiten, die den 
Apothekerberuf nach § 2 Abs. 2 kennzeichnen. In 
der Bestallungsordnung sind auch Übergangsrege- 
lungen für die Personen zu treffen, die bei ihrem 
Inkrafttreten die pharmazeutische Ausbildung be- 
gonnen haben (§14 Abs. 3). 

Zu § 6 

Wenn bei Erteilung der Bestallung die Voraus- 
setzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 nicht Vorgelegen 
haben, so hat die zuständige Behörde die Bestal- 
lung zurückzunehmen. Das gilt jedoch nicht, wenn 
die deutsche Staatsangehörigkeit bzw. der Status 
als heimatloser Ausländer fehlte oder die prak- 
tische Ausbildung nicht abgeleistet war. In diesen 
Fällen kann die Bestallung zurückgenommen wer- 
den (§ 7 Abs. 1). Die Bestallung muß von der zu- 
ständigen Behörde widerrufen werden, wenn der 
Apotheker nach Erteilung der Bestallung die bür- 
gerlichen Ehrenrechte verliert oder sich durch sein 
Verhalten als zur Ausübung des Apothekerberufs 
unwürdig oder unzuverlässig erweist. Der Betrof- 
fene vermag die Bestallung erneut zu erwerben, 
sobald er die hierzu erforderlichen Voraussetzun- 
gen wieder erfüllt. 


Zu § 7 

Wenn bei Erteilung der Bestallung die deutsche 
Staatsangehörigkeit bzw. der Status als heimat- 
loser Ausländer nicht Vorgelegen hat oder die prak- 
tische Ausbildung nicht abgeleistet war, so wird 
die Entscheidung über die Rücknahme der Bestal- 
lung in das Ermessen der zuständigen Behörde 
gestellt. Dies ist unter Berücksichtigung der viel- 
fach bestehenden Schwierigkeiten bei der Beurtei- 
lung der Staatsangehörigkeit und der möglicher- 
weise inzwischen erworbenen praktischen Kennt- 
nisse und Fertigkeiten des Betroffenen gerecht- 
fertigt. 

Auch in den Fällen, in denen die Voraussetzung 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 nach Erteilung der 
Bestallung wegfällt, ist es dem Ermessen der zu- 
ständigen Behörde überlassen, ob sie die Bestal- 
lung widerrufen will. Der Widerruf wird unter 
Umständen dann eine unbillige Härte bedeuten, 
wenn der Inhaber der Bestallung etwa aus Alters- 
gründen den Apothekerberuf überhaupt nicht mehr 
ausübt. Zudem besteht in diesem Fall die Möglich- 
keit, das Ruhen der Bestallung anzuordnen (§ 8 
Abs. 1 Nr. 2). § 4 Nr. 2 des Gesetzes über das 
Apothekenwesen bleibt unberührt. Wird die Be- 
stallung wegen Wegfalls der Voraussetzung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 widerrufen und erlischt 
damit die Erlaubnis zum Betrieb einer Apotheke 
(§ 3 Nr. 3 des Gesetzes über das Apothekenwesen), 
so kann die Apotheke nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über das Apothekenwesen verpachtet wer- 
den. Das wird nunmehr durch § 15 Nr. 3 klargestellt. 
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Zu § 8 j 

Im Unterschied zum bisherigen Redit soll mit der | 
Möglichkeit, in bestimmten Fällen das Ruhen der Be- | 
Stallung anzuordnen, eine Handhabe geschaffen | 
werden, erforderliche Maßnahmen schnell zu tref- 
fen und gegebenenfalls ohne großen Verwaltungs- 
aufwand wiederaufzuheben. Wird das Ruhen der 
Bestallung angeordnet, so hat dies zur Folge, daß 
der Apothekerberuf (§ 2 Abs. 3) nicht mehr aus- 
geübt werden kann. Die Erlaubnis zum Betrieb 
einer Apotheke wird durch diese Anordnung nicht 
betroffen, die Apotheke kann verpachtet werden. 
Aus grundsätzlichen Erwägungen wird in den Fäl- 
len des Rühens der Bestallung die Möglichkeit, die 
Apotheke verwalten zu lassen, nicht eröffnet. Für 
Härtefälle wird durch eine entsprechende Regelung 
der Vertretungsbefugnis im Rahmen der Bundes- 
apothekenbetriebsordnung Vorsorge getroffen wer- 
den. 


Zu § 9 

Die Anhörungspflicht erstreckt sich auf alle Fälle 
der Rücknahme, des Widerrufs und dos Rühens der 
Bestallung. 


Zu § 10 

Ein Verzicht auf die Bestallung ist nach allgemei- 
nen Grundsätzen des Verwaltungsrechts möglich. 
Die schriftliche Form wird für den Verzicht vor- 
geschrieben, um seine rechtliche Wirksamkeit 
sicher feststellen zu können. 


Zu § 11 

Die Erlaubnis zur Ausübung des Apothekerberufs 
soll eine vorübergehende Berufsausübung ermög- 
lichen. Ihre Erteilung ist an geringere Vorausset- 
zungen geknüpft als die Erteilung der Bestallung. 
Es genügt der Nachweis einer abgeschlossenen 
Ausbildung für den Apothekerberuf, die auch im 
Ausland erworben sein kann. Der Begriff „ab- 
geschlossene Ausbildung" schließt auch eine etwa 
vorgeschriebene praktische Tätigkeit ein. Für die Er- 
teilung der Erlaubnis werden in der Hautsache Aus- 
länder in Frage kommen. Auf die Erteilung der Er- 
laubnis besteht kein Rechtsanspruch. Die Erlaubnis 
kann auf bestimmte pharmazeutische Berufstätigkei- 
ten beschränkt werden. § 2 Abs. 1 Nr, 3 des Gesetzes 
über das Apothekenwesen bleibt unberührt. 

Zu § 12 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständigkeit in 
Anlehnung an die Bundesärzteordnung und die Bun- 
destierärzteordnung. 


Zu § 13 

Die Vorschrift der Nummer 1 entspricht dem bishe- 
rigen Recht. Durch die Vorschrift der Nummer 2 
wird der Verstoß gegen § 8 Nr. 3 unter Strafe ge- 
stellt. 

Zu § 14 

Die Vorschrift enthält die erforderlichen Ubergangs- 
regelungen. § 4 Abs. 1 Nr. 5 vermag erst mit dem 
Inkrafttreten der Bestallungsordnug nach § 5 Be- 
deutung zu erlangen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind 
für die Erteilung der Bestallung die Ausbildungs- 
voraussetzungen der bestehenden Prüfungsordnung 
für Apotheker maßgebend. Dieser Rechtszustand 
soll jedoch auf zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes befristet sein. Der Verordnungsgeber soll 
dadurch gehalten sein, die Bestallungsordnung 
nach § 5 bis zu diesem Zeitpunkt zu erlassen. 

Zu § 15 

Durch die Nummern 1 und 2 wird § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und § 3 Nr. 3 des Gesetzes über das Apothekenwe- 
sen an die durch § 2 Abs. 2 zu schaffende neue 
Rechtslage angepaßt. 

Die Nummern 3, 5 und 6 enthalten lediglich termi- 
nologische Änderungen, die sich aus der in der 
Rechtspraxis üblich gewordenen Unterscheidung 
zwischen der Rücknahme und dem Widerruf eines 
Verwaltungsaktes ergeben. 

Durch die Änderung nach Nummer 4 wird nunmehr 
klargestellt, daß die Verpachtung einer Apotheke 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über das Apothe- 
kenwesen auch dann statthaft ist, wenn eine Bestal- 
lung wegen des Wegfalls der Voraussetzung nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 dieses Gesetzes mit der Folge zu- 
rückgenommen wird, daß die Erlaubnis zum Betrieb 
einer Apotheke nach § 3 Nr. 3 des Gesetzes über 
das Apothekenwesen erlischt. 

Zu § 16 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 17 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens ist so gewählt 
worden, daß eine angemessene Übergangszeit ge- 
währleistet bleibt. 

Zu § 18 

Es werden die bundesrechtlichen Vorschriften der 
Reichsapothekerordnung aufgehoben. Die Materie 
der geltenden Bestallungsordnung für Apotheker 
wird in diesem Gesetz neu geregelt. Von § 1 Abs. 3 
abgesehen, handelt es sich bei der Zweiten Verord- 
nung zur Durchführung der Reichsapothekerordnung 
um eine Rechtsmaterie, die im Rahmen der Bundes- 
Apothekenbetriebsordnung neu zu regeln ist. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 4 

a) 

aa) In Absatz 1 Nr. 5 ist das Wort „drei" durch 

das Wort „dreieinhalb" zu ersetzen. 

Begründung 

1. Im Hinblick auf die Harmonisierungspiäno 
der EWG ist es nicht vertretbar, daß der 
Apotheker in der Bundesrepublik gegen- 
über allen anderen Ländern die kürzeste 
und damit nach den heutigen besonderen 
Anforderungen bei aller Straffung des Aus- 
bildungsganges zwangsläufig schlechteste 
Ausbildung erfährt. Durch eine zu kurze 
Ausbildung der Apotheker läuft außerdem 
die z. Z. in aller Welt anerkannte deutsche 
pharmazeutische Industrie Gefahr, von sei- 
ten der übrigen EWG-Länder nicht mehr 
anerkannt zu werden. 

2. Durch den Wegfall der Praktikantenzeit muß 

ein notwendiger Ausgleich in der Studien- 
zeit vorgesehen werden. Dies betrifft vor 
allem eine erweiterte Ausbildung in Gale- 
nik, Botanik, Chemie und pharm. Gesetzes- 
kunde. i 

3. Nach dem Gesetzentwurf ist der Apotheker | 
für eine ordnungsgemäße Arzneiversorgung : 
der Bevölkerung verantwortlich. Die Fort- | 
schritte auf dem Gebiet der Arzneimittel- : 
forschung, -herstellung und -prüfung fordern , 
eine wesentliche Vertiefung des bisher ge- | 
lehrten Stoffes. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß die Gesamtausbiidungszeit j 
durch den Wegfall der zweijährigen Prak- | 
tikantenzeit schon verkürzt wird und heute j 
die Ausbildung an den pharmazeutischen j 
Hochschulinstituten der Bundesrepublik in ; 
der Regel sieben bis acht Semester dauerl, j 
ist GS nicht angängig, in einer Ausbildungs- 
anordnung diese Anforderungen entschei- 
dend zu beschneiden. 

4. Es muß auch den Pharmaziestudenten die 
Möglichkeit gegeben werden, sidi nicht nur 
fachlich auszubilden, sondern sich zu 
bilden. Das wäre bei der Studiendauer von ! 
drei Jahren völlig ausgeschlossen. Selbst bei | 
einer Straffung des Studienganges und der j 
Verlegung von Übungen in die vorlesungs- 
freie Zeit, die außerdem eine neue kosten- 
mäßige Belastung (zusätzliche Stellen, 
Räume, Mittel für Übungen und dgl.) mit 
sich bringen würden, kann in einem drei- 
jährigen Studiengang keine Zeit für ein 


„Studium generale" erübrigt werden. Die 
personellen Voraussetzungen für derartige 
Übungen lassen sich vorläufig nicht schaf- 
fen. 

bb) In Absatz 1 Nr. 5 wird in der letzten Zeile vor 
dem Wort „abgeschlossen" eingefügt „erfolg- 
reich", 

Begründung 

Übernahme der zur Zeit geltenden Bestimmung 
in der Bestaliungsordnung, auf die nicht ver- 
zichtet werden kann. 

b) 

aa) In den Absätzen 2 und 3 sind jeweils die Worte 
„im Ausland eine abgeschlossene Ausbildung" 
zu ersetzen durch die Worte „eine im Ausland 
abgeschlossene Ausbildung". 

Begründung 

Es soll kiargestellt werden, daß auf den Ab- 
schluß der Ausbildung im Ausland abzustellen 
ist. 

bb) In Absatz 3 wird vor den Worten „eine außer- 
gewöhnliche Härte" eingefügt „auch bei An- 
legung strengster Maßstäbe". 

Begründung 

Nach den Erfahrungen der Länder mit der Bun- 
desärzteordnung wird der Begriff „außerge- 
wöhnliche Härte" in der verwaltungsgericht- 
lichen Praxis entgegen den gesundhoitspoliti- 
schen Erfordernissen zu extensiv ausgelegt; hier- 
durch werden auch Mißbräuche möglich. Die Er- 
teilung einer Bestallung für Ausländer mit 
einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung 
muß jedoch auf seltene Ausnahmefälle be- 
schränkt werden. 

2 Zu § 5 

a) In § 5 ist nach dem Wort „Bestallung" einzu- 
fügen „ , ferner die Anerkennung von Prüfungen, 
die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes abgelegt wurden,". 

Begründung 

Es soll in der Ermächtigung die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, Regelungen über die Anerken- 
nung von Prüfungen zu treffen, die außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgelegt 
wurden. Diese Fälle werden nicht von § 4 Abs. 2 
und 3 erfaßt. 
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1)) E n t s c h 1 i e ß u n g , 

Das Studium der Pharmazie kann, wie die Erfah- 
rung zeigt, schon nach dem jetzigen Ausbil- 
dungssystem nur von wenigen Studierenden be- 
reits nach sechs Semestern abgeschlossen wer- 
den. Wenn künftig die Praktikantenzeit vor 
Beginn des pharmazeutischen Studiums entfällt ^ 
und außerdem die Ausbildung den modernen i 
Erkenntnissen Rechnung tragen soll, kann das | 
Studium der Pharmazie auch in dreieinhalb Jah- 
ren nur bewältigt werden, wenn der Studien- 
gang gestrafft und grundlegend neu geordnet ! 
wird. 

Der Bundesrat erwartet daher, daß in der auf i 
Grund des § 5 der Bundes-Apothekerordnung zu j 
erlassenden Bestallungsordnung die Vorausset- 
zung für ein systematisch aufgebautes, pharma- 
zeutisches Studium geschaffen wird, das unter 
normalen Verhältnissen auch nach dreieinhalb 
Jahren beendet werden kann. 

3. Zu § 8 

An Absatz 2 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Liegen die Voraussetzungen für den Widerruf der 
Bestallung nach § 6 Abs, 2 vor, so gilt die Anord- 
nung solange fort, bis sie durch den Widerruf der 
Bestallung ersetzt wird." 

Begründung 

Müßte die Anordnung immer aufgehoben werden, 
wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen, 
so könnte es zu einer unerwünschten Lücke kom- 
men. Sofern nämlich das Strafverfahren rechts- 
kräftig abgeschlossen ist, müßte die Anordnung zu- 
gleich aufgehoben werden. Doch könnte, auch wenn 
der Widerruf der Bestallung erforderlich ist, die 
Bestallung nicht sogleich widerrufen werden, weil 
der Apotheker oder sein gesetzlicher Vertreter ge- 
mäß § 9 des Entwurfs vor der Entscheidung zu 
hören ist. In Berlin muß darüber hinaus der Wider- 
ruf der Bestallung im förmlichen Verfahren durch- 
geführt werden, d. h. daß dem Betroffenen zunächst 
eine* Ankündigungsverfügung übermittelt werden 
muß und erst nach Ablauf der Frist für die Stellung- 
nahme der Widerruf der Bestallung möglich ist. 
Es wäre unerträglich, wenn in diesem Falle zwar 
sogleich als vorläufige Maßnahme das Ruhen der 
Bestallung angeordnet würde, in der Zeit zwischen 
der Aufhebung dieser Anordnung und dem Wider- 
ruf der Bestallung der Betroffene aber seinen Beruf 
ausüben dürfte. 

4. Zu § 11 

Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätigkeiten und 
bestimmte Beschäftigungsstellen beschränkt und 


darf nur widerruflich und befristet bis zu zwei Jah- 
ren erteilt werden; sie kann nur bis zu einem Zeit- 
raum von insgesamt vier Jahren verlängert und 
darf nach Ablauf dieses Zeitraumes nicht neu 
erteilt werden." 

Begründung 

Es ist notwendig, daß eine Erlaubnis auch auf 
bestimmte Beschäftigungsstellen beschränkt werden 
kann. Im übrigen ist sicherzustellen, daß nicht durch 
Neuerteilung nach Ablauf der zulässigen Verlänge- 
rung die Erlaubnis einer Bestallung nahekommt. 

5. Zu § 12 

An Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Satz 1 gilt entsprechend für die Entgegennahme 
der Verzichterklärung nach § 10." 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

6. Zu § 14 

ln Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zwei" durch das 
Wort „vier" ersetzt. 

Begründung 

Die vorgesehene Übergangszeit von zwei Jahren ist 
zu kurz, insbesondere im Hinblick auf die grund- 
legende Umgestaltung des Ausbildungsgangs. 

7. Zu § 15 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob auch künftig 
die Möglichkeit bestehen bleiben soll, daß der In- 
haber einer befristeten Erlaubnis nach der Bundes- 
Apothekerordnung eine Betriebserlaubnis nach dem 
Bundes-Apothekengesetz erhalten kann. Die be- 
j fristete Erlaubnis ist nicht als Grundlage für die 
I Gründung einer öffentlichen Vollapotheke, die auf 
Dauer berechnet ist, geeignet. 

: 8 . Zu § 18 

An Nr. 2 werden unter Wegfall des Kommas ange- 
fügt die Wörter „mit Ausnahme des § 4 Abs. 2,". 

i 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, § 4 Abs. 2 der Bestallungs- 
1 Ordnung bis zum Erlaß der neuen Bestallungsord- 
nung aufrechtzuerhalten. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
mit Ausnahme der Vorschläge zu 1. a) und 1. b) bb) 
zugestimmt. 


Zu 1. a) aa) 

Eine Verlängerung des pharmazeutischen Studiums 
wird aus allgemeinen bildungspolitischen Gründen 
abgelehnt. Der Wissenschaftsrat hat in seinen Emp- 
fehlungen für die Ausbildung im Fach Pharmazie 
befürwortet, daß es unter der Voraussetzung der 
Straffung des Lehrstoffes und der Ausnutzung eines 
Teiles der Semesterferien für die Ausbildung bei 
der bisherigen Studiendauer von drei Jahren blei- 
ben soll. 


Zu 1. a) bb) 

Die Vorschrift erscheint entbehrlich, weil selbstver- 
ständlich. Im übrigen, wären unerwünschte Aus- 
wirkungen auf die Auslegung der entsprechenden 
Vorschrift der Bundes-Ärzteordnung zu erwarten. 


Zu 1. b) bb) 

Der Vorschlag weicht von der entsprechenden Vor- 
schrift der Bundes-Tierärzteordnung ab und würde 
damit dem Beschluß des Bundestages widersprechen, 
die Voraussetzungen der Zulassung zu anderen 
Heilberufen den Regelungen in der Bundes-Tier- 
ärzteordnung anzupassen — Drucksache IV/2988. 
Soweit nicht zwingende Gründe etwas anderes ge- 
bieten, sollten die Berufsordnungen für Heilberufe 
in formeller Hinsicht einander angeglichen werden. 
Zudem wären unerwünschte Rückwirkungen auf die 
Auslegung der einschlägigen Vorschriften der Bun- 
des-Ärzteordnung und der Bundes-Tierärzteordnung 
zu erwarten. 
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